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Politikbrief 01/2015 
der Verbände mofair e.V. und Netzwerk Europäischer Eisenbahnen e.V. 
 
Im Netzwerk Europäischer Eisenbahnen e.V. (NEE) sind seit Herbst 2000 Unternehmen, die Geschäfts- 
aktivitäten im Bereich des nichtbundeseigenen Schienengüterverkehrs haben, zusammengeschlossen. 
Mofair e.V. wurde im Herbst 2005 gegründet. Die Mitglieder von mofair sind in Deutschland im 
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) tätige private, unabhängige und wettbewerbliche Verkehrs-
unternehmen. 
 

 
 

Ludolf Kerkeling 
Vorstandsvorsitzender von  
Netzwerk Europäischer Eisenbahnen e.V.  

 
 

 
 

Hans Leister  
Präsident von mofair e.V. 

 

Beide Verbände haben sich zum Ziel gesetzt: 
 

 die Voraussetzungen für einen fairen Wettbewerb auf 
der Schiene weiter zu entwickeln und dabei diskrimi-
nierungsfreie und betreiberneutrale Regelungen u.a. 
auf den Gebieten Infrastruktur, Fahrzeuge, Energiever-
sorgung, internationaler Verkehr und Vorschriftswesen 
zu unterstützen beziehungsweise zu initiieren, 

 die Rahmenbedingungen für einen fairen Wettbewerb 
der Verkehrsträger zu schaffen, 

 in der öffentlichen Diskussion die Bedeutung der Eisen-
bahn im Personen- und Güterverkehr zu verdeutlichen 
und die Interessen ihrer Mitglieder gegenüber Politik, 
Behörden und Unternehmen national und europaweit 
zu vertreten, 

 auf die Sicherstellung eines qualitativ hochwertigen 
öffentlichen Verkehrs hinzuwirken, 

 auf den Erhalt und die Verstetigung der staatlichen 
Finanzierungsgrundlagen sowohl für den öffentlichen 
Verkehr als auch für den Neubau und Erhalt der Infra-
struktur (nichtbundeseigene Eisenbahnen eingeschlos-
sen) hinzuwirken, 

 auf eine Entbürokratisierung des Vorschriftswesens im 
Eisenbahnsektor sowie auf wettbewerbsfördernde Nor-
men und Zulassungsverfahren besonders unter Kosten-
gesichtspunkten hinzuarbeiten. 

 
 
mofair und NEE unterstützen ihre Mitglieder bei der weiteren erfolgreichen Expansion im Markt und 
erwarten von der Politik, die Rahmenbedingungen für den Wettbewerb im Zuge der Umsetzung der 
europäischen Regelungen deutlich zu verbessern.  
 

 
Ludolf Kerkeling 
Netzwerk Europäischer Eisenbahnen e.V.  

 
            Hans Leister 
              Präsident mofair e.V. 
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Wettbewerbssituation zu anderen Verkehrsträgern 

Die Wettbewerbssituation der Eisenbahn im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern, insbesondere der 

Straße, entspricht leider nicht den politischen Bekundungen, mehr Verkehr auf die umweltfreundliche 

Schiene zu verlagern: 

 Betrieb und Instandhaltung des Schienennetzes sowie ein Teil der Investitionen ins Schienen-

netz werden über die Trassenentgelte der Nutzer finanziert. Auf der Straße sind weniger als 

10 Prozent des deutschen Straßennetzes mautpflichtig, Pkw und Busse nutzen das Stra-

ßennetz völlig kostenlos. Die Nutzung der wichtigsten deutschen Wasserstraße (Rhein) 

verursacht für den Nutzer ebenfalls keine Kosten.  

 Dabei soll nicht unerwähnt bleiben, dass die Nutzung der Straße mit Mineralöl- und Kfz-Steuer 

einhergeht, die nicht wieder in vollem Umfang für den Straßenverkehr ausgegeben werden. 

Dem stehen bei der Eisenbahn Stromsteuer, EEG-Umlage und volle Mineralölsteuer im Falle 

von Dieselantrieb gegenüber. 

 Auch die Nutzung von Abstellkapazitäten ist bei der Bahn bepreist. Die Parkplätze und Abstell-

anlagen auf der Straße für den Güterverkehr und für die Fernbusse werden über die Allge-

meinheit finanziert. 

 Mit hohem politischem Druck werden Effizienzstei-

gerungen auf der Straße vorangetrieben (Lang-

LkW). Die dadurch verursachten Mehrkosten bei 

der Infrastruktur werden von der Allgemeinheit 

getragen. Bei der Eisenbahn kann aufgrund von 

Einschränkungen bei der Infrastruktur noch nicht 

einmal überall die einheitlich vorgegebene Zug-

länge von 740 m gefahren werden. Es ist zwingend 

erforderlich, dass flächendeckend Züge mit 740 m 

Länge gefahren werden können und auf ausge-

wählten Relationen auch längere Züge möglich 

sind.  Eine bessere Auslastung würde nicht  

 
Quelle: HVLE AG 

 nur die Kosten senken sondern auch die Umwelt noch einmal zusätzlich schonen.  

 Bei der Eisenbahn wird ein Trassenpreissystem eingeführt werden, das für die verschiedenen 

Segmente aus Grenzkosten und Aufschlägen nach „Tragfähigkeit“ besteht. Auf der Straße 

wird der für die hohen Infrastrukturschäden maßgeblich verantwortliche Lkw von den eigent-

lich erforderlichen Kostenanlastungen weitgehend verschont. 

 Der Schiene werden mit dem lärmabhängigen Trassenpreissystem auch sogenannte externe 

Kosten angelastet. Gleiches muss zur Gewährleistung eines fairen Wettbewerbs dann auch 

auf der Straße passieren. Dies hat die Verkehrsministerkonferenz jedoch abgelehnt. 

Wenn tatsächlich mehr Verkehr auf die Schiene kommen soll, müssen durch die Politik die Randbedin-

gungen für einen fairen Wettbewerb geschaffen werden. Dies ist derzeit nicht der Fall. 

 
Ungebremster Kostenanstieg bedroht den Eisenbahngüterverkehr 

Die Verkehrsleistung auf der Schiene hat das Niveau von 2008 bisher nur knapp wieder erreicht. 2007 

waren es 115 Mrd. tkm und 2013 113 Mrd. tkm. Im vergleichbaren Zeitraum zuvor gab es einen An-

stieg von fast 50 Prozent. Was sind die Ursachen für die Stagnation im Güterverkehr? Eine ausführ-

liche Darstellung findet sich auf der Website des VDV.1   

 

                                                           
1https://www.vdv.de/experteninformationen-schienengueterverkehr.aspx?opentab=1&id=fc7d876b-e46b-
4e87-b073-a88b7c77f09a&mode1=detail 
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Mehrere Faktoren kommen zusammen: Die Trassengebühren steigen seit Jahren überproportional 

und mit einer Verringerung des Anstiegs ist nicht zu rechnen. Der Bund erwartet eine hohe Dividende, 

um damit die Infrastrukturfinanzierung sicherzustellen. Die Energiekosten sind sogar noch stärker ge-

stiegen. Hier ist vor allem der Staat selbst der Kostentreiber. Die Stromsteuer ist die höchste in Euro-

pa. Die Eigenerzeugung der Deutschen Bahn unterliegt der EEG-Umlage und nicht zuletzt hat die EEG-

Novelle den Strom deutlich verteuert. Die Eisenbahn nutzt als einziger Verkehrsträger in nennenswer-

tem Umfang den politisch aus Umweltgesichtspunkten gewünschten Elektroantrieb, unterliegt aber 

auch als einziger Verkehrsträger dem europäischen Emissionshandelssystem.  

 

 

 
Quelle: fotolia.com 

Auch die unbestritten erforderliche Lärmminde-

rung bringt erhebliche Kostenbelastungen mit sich. 

So kostet die Umrüstung auf leise Bremsen bis 2020 

304 Mio. EURO, darüber hinaus entstehen zusätz-

liche Betriebskosten von rd. 800 Mio. EURO. Des-

halb kommen die, wenn auch sehr begrenzten Mit-

tel für Lärmminderung aus dem Zukunftsinvesti-

tionsprogramm, gerade recht. Diese Mittel sollten 

den Eisenbahnverkehrsunternehmen vorrangig im 

Rahmen eines Trassenkostenbonus zugutekommen, 

wenn sie lärmarme Züge einsetzen. Die Förderung 

der Betriebsmehrkosten wäre ein unnötiger Um-

weg über die Halter der Wagen.  

Die Ausrüstung mit dem europäischen Zugsicherungssystem ETCS verursacht ebenfalls massive Kos-

ten. Für die Nachrüstung einer Streckenlokomotive werden z.B. 400.000 EURO fällig. Hinzu kommen 

die Kosten für Bürokratie und Regulierung. Beispiele sind die Triebführerscheinverordnung, die Fahr-

zeugzulassung und die Sicherheitsbescheinigung. Das Geld von den Kunden wiederzuholen, gelingt 

immer weniger. Die Folge: Die Güterverkehrskunden wandern ab zum LKW. So wird es nicht gelingen, 

mehr Güter auf die Schiene zu bringen.  

 
Neuregelung des Trassenpreissystems 

Nach der EU-Eisenbahnrichtlinie 2012 müssen die Trassenpreise nach einem neuen System gebildet 

werden. Jeder Zug muss mindestens die unmittelbaren Kosten (Grenzkosten) tragen, die eine Fahrt 

verursacht und darüber hinaus einen Aufschlag zur Deckung der Fixkosten, der sich nach der 

Leistungsfähigkeit richtet. Diese Vorgaben muss DB Netz in ein neues Trassenpreissystem umsetzen, 

das die gleichen Einnahmen erzeugt wie das bisherige und nicht zu nennenswerten Mehrbelastungen 

für einzelne Verkehrsarten führen sollte.  
Die DB Netz hat dankenswerterweise in einem sehr aufwendigen Konsultationsverfahren die gesamte 

Branche in ihre Überlegungen mit einbezogen. Es gab viele Hinweise, die DB Netz zum überwiegenden 

Teil aufgenommen hat. Unklar ist derzeit noch, an welchen Stellen die Eisenbahnverkehrsunterneh-

men mit Mehrbelastungen rechnen müssen. Derzeit läuft die dritte Konsultationsrunde, in der erst-

mals auch konkrete Preise genannt werden. 

Aus Sicht der Eisenbahnverkehrsunternehmen sollte DB Netz auf jedwede Zuschläge auf die Grenz-

kosten verzichten, was nach den Vorgaben der EU möglich wäre. Das würde mehr Verkehr auf die 

Schiene bringen, weil damit die Preise für den Eisenbahntransport deutlich sinken. Allerdings würde 

dieser Ansatz in einem ersten Schritt zu deutlichen Einnahmenverlusten bei DB Netz führen. Einen 

weitgehenden Ausgleich könnte DB Netz durch Umwidmung von Regionalisierungsmitteln in Zuwen-

dungen direkt aus dem Bundeshaushalt erlangen. 
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Eisenbahnregulierungsgesetz 

Einer unserer Hauptkritikpunkte am vorliegenden Entwurf zum Eisenbahnregulierungsgesetz ist, dass 

die von den Ländern für den SPNV zu zahlenden Trassenpreise nicht stärker steigen dürfen als die Re-

gionalisierungsmittel. Dies hätte dramatische Auswirkungen auf die eigenwirtschaftlichen Verkehre 

(Güterverkehr und Schienenpersonenfernverkehr), da diese Nutzer die Mehrkosten alleine schultern 

müssten. 

Rechenbeispiel: Bei einem aus Sicht von DB Netz erforderlichen Trassenpreisanstieg von z. B. 2,5 

Prozent, einer Begrenzung der Trassenpreissteigerungen für den SPNV auf 1,5 Prozent und einem 

Anteil des SPNV an den Trassenerlösen der DB Netz von rund 2/3 müssen die Trassenpreise für den 

Güterverkehr und den Personenfernverkehr zum Ausgleich um 4,5 Prozent steigen. Der überpropor-

tionale Anstieg der Trassenpreise diskriminiert die eigenwirtschaftlichen Verkehre.  

Ein weiterer Kritikpunkt ist die im Entwurf vorgesehene Anreizregulierung, mit der der generelle An-

stieg der Trassenpreise gedämpft werden soll. Leider soll aber nur der geringste Teil der Kosten von 

der Bundesnetzagentur kontrolliert werden. Damit geht die Anreizregulierung ins Leere und kann ihr 

Ziel nicht erreichen. Die Bundesnetzagentur muss alle Kosten prüfen.  

Nicht zuletzt sind die Regelungen zur Unabhängigkeit des Netzes unzureichend. Mit Netz-Investitio-

nen können einzelne Eisenbahnverkehrsunternehmen begünstigt werden, wenn vorrangig die von 

ihnen befahrenen Strecken ausgebaut oder repariert werden. Über die Investitionen muss das Netz 

allein entscheiden. Die DB-Holding und ihre Verkehrsunternehmen dürfen nicht mehr Einfluss auf die 

wichtigen Entscheidungen des Netzes haben als konkurrierende Verkehrsunternehmen. Aus diesem 

Grund darf keiner der Vorstände der DB-Holding und ihrer Verkehrsunternehmen im Aufsichtsrat des 

Infrastrukturbetreibers DB Netz vertreten sein und dessen Geschäftspolitik beeinflussen. 

 

Güterverkehr an Grenzübergangsbahnhöfen  

Der Güterverkehr auf der Straße begegnet in der EU an den Grenzen der Mitgliedstaaten keinen 

Beschränkungen: Ganz anders der Güterverkehr auf der Schiene. Neben den technischen Anforde-

rungen an die Interoperabilität, die schnell zusätzliche Ausgaben von einer halben Million EURO für 

eine Lokomotive ausmachen können, kommen nun zusätzliche Anforderungen hinsichtlich der Sprach-

kenntnisse. 

Wir fordern seit einiger Zeit, dass auf Strecken zwischen der Grenze und einem im Einzelfall zu 

definierenden Bahnhof Englisch als zweite Betriebssprache eingeführt wird, damit der Personaleinsatz 

optimiert werden kann. Die Entwicklung geht derzeit aber genau in die andere Richtung. In Grenz-

bahnhöfen, in denen seit Jahrzehnten die Sprache und die Lokzulassung des Nachbarlandes akzeptiert 

wurden (aufgrund bilateraler Vereinbarungen zwischen den Staatsbahnen), entfallen diese Rege-

lungen nun. Damit werden neue Grenzen geschaffen, obwohl die bisher praktizierten Verfahren sich 

seit langer Zeit bewährt haben. 

 

Kürzung der Regionalisierungsmittel - Effizienzanreiz für die Deutsche Bahn? 

Bereits mit dem Koch-Steinbrück-Papier wurden die Regionalisierungsmittel ab 2007 empfindlich ge-

kürzt. Eine erneute Kürzung der Regionalisierungsmittel Anfang des Jahrzehnts scheiterte am mas-

siven Widerstand der Länder. An die Zahlung der Zuschüsse der LuFV war der Bund vertraglich gebun-

den. Was lag da näher als sich direkt in der Kasse der Deutschen Bahn zu bedienen. Deshalb musste 

die Deutsche Bahn 2010 erstmals eine Dividende an den Bundeshaushalt abführen. Das Ergebnis 

überraschte: weniger Mittel für die Deutsche Bahn und doch ein noch guter Schienenpersonennah-

verkehr.  
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Jetzt weigert sich der Bund erneut, den Ländern den 

auch von seinen Gutachtern ermittelten Mehrbe-

darf an Regionalisierungsmitteln zu gewähren. 

Natürlich weiß der Bund um die Notwendigkeit 

einer auskömmlichen Finanzierung für den Schie-

nenpersonennahverkehr. Was treibt ihn also an, 

sich so zu verhalten? Könnte es sein, dass er vorran-

gig darauf abzielt, sein Eisenbahnunternehmen un-

ter Druck zu setzen, effizienter zu werden? Mittel, 

die es nicht gibt, kann die Deutsche Bahn nicht ver-

schwenden und die Länder können sie nicht zweck-

entfremden, was ihnen vielfach vorgeworfen wird. 

Dennoch ist es leichtfertig, die Mittel nicht im notwendigen Maß deutlich zu erhöhen. Bliebe die Erhö-

hung aus, dürfte es zu erheblichen Abbestellungen durch die Aufgabenträger und zu deutlich steigen-

den Fahrpreisen kommen. Damit ist niemanden gedient, schon gar nicht den Fahrgästen. Gerade die 

Aufgabenträger und Unternehmen im Schienenpersonennahverkehr haben in der Vergangenheit 

gezeigt, zu welchen Effizienzsteigerungen sie in der Lage waren. Auch wenn die meisten Effizienz-

gewinne im SPNV gehoben scheinen, sollte der Bund konsequent auf Wettbewerb setzen, statt seine 

Deutsche Bahn auf vielfältige Weise gerade davor zu schützen. Das jüngste Beispiel ist die ange-

strebte Verpflichtung für erfolgreiche Wettbewerber, das Personal von DB Regio zu den bisher ge-

währten Konditionen zu übernehmen.  

 

Bahnstrom 

Lange haben wir gegen die diskriminierenden Regelungen im Preissystem von DB Energie gekämpft. 

Inzwischen unterliegt DB Energie als Folge eines Urteils des BGH vom 09.11.2010 (Az. EnVR 1/10) der 

Regulierung nach dem Energiewirtschaftsgesetz. Wir begrüßen ausdrücklich, dass die alten Diskrimi-

nierungstatbestände abgeschafft wurden und die Beschaffung von Strom nun auch bei Drittanbietern 

möglich ist. Das neue Preissystem zur Durchleitung von Drittstrom führt allerdings wiederum zu Pro-

blemen und neuen bürokratischen Hindernissen für den Schienenverkehr. 

Kosten der Durchleitung 

Die Regelungen aus dem Energiewirtschaftsgesetz sehen zwei Preiskomponenten vor, die letztlich auf 

die absolute Menge des abgenommenen Stroms und der Spitzenlast basieren. Problematisch für den 

Eisenbahnsektor ist aus unserer Sicht die Preiskomponente der Spitzenlast: 

 Bei der Eisenbahn handelt es sich im Gegensatz zur „normalen“ Wirtschaft um eine 

Vielzahl dezentraler Verbraucher (Lokomotiven), die zu einem virtuellen Verbraucher 

zusammengefasst werden. Dies erzeugt im Gegensatz zu dem Anschluss eines stationären 

Industrieunternehmens keine zusätzlichen Infrastrukturkosten. Demzufolge ist die Anwen-

dung dieser Regelung aus dem Energiewirtschaftsgesetz nicht sachgerecht. 

 Die Verbrauchsspitze des virtuellen Verbrauches ist vom betroffenen Eisenbahnverkehrs-

unternehmen nicht beeinflussbar, weil der Fahrdienstleiter von DB Netz darüber entschei-

det, wann ein Zug fahren darf.  

 Das Eisenbahnverkehrsunternehmen weiß bis zur Abschlussrechnung nicht, wie hoch die 

Stromkosten des Vorjahres tatsächlich sein werden, weil noch in der letzten Viertelstunde 

eines Kalenderjahres eine Spitzenlast im Stromverbrauch entstehen kann, die den Preis 

nach oben treibt. 
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Austausch von Lokomotiven 

Das neue Preissystem der DB Energie sieht vor, dass 

ein Ummelden einer Lok (z.B. bei einem Wechsel zu 

einem anderen Nutzer) immer nur zum Monats-

ersten mit einer Vorlaufzeit von 10 Tagen möglich 

ist. Die einzige Ausnahme ist, wenn beide beteiligten 

Unternehmen den Strom über DB Energie beziehen. 

Dies entspricht in keiner Weise den Bedürfnissen des 

Marktes. Die Auslastung der teuren Ressource Lok-

omotive ist angesichts der extrem geringen Margen 

für die Eisenbahnverkehrsunternehmen von existen-

zieller Bedeutung. Im Ergebnis nehmen viele Unter-

nehmen den wirtschaftlich sinnvollen Wechsel zu ei-

nem anderen Stromlieferanten als DB Energie nicht 

vor.  

 

 
Quelle: fotolia.de 

 

Deutschland im Takt oder Deutschland-Takt 

Die Deutsche Bahn hat eine Kundenoffensive „Deutschland im Takt“ angekündigt, die mittelfristig zu 

einer Ausweitung ihres Fernverkehrsangebots um 25 Prozent führen soll. Kern der Kundenoffensive 

soll ein neues IC-Netz sein. Nahezu alle deutschen Großstädte mit mehr als 100.000 Einwohnern sol-

len bis 2030 alle zwei Stunden an das Fernverkehrsnetz angeschlossen sein (Deutschland im Takt). 

Dazu sollen 15 neue IC-Halte in Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern eingerichtet werden.  

In der Vergangenheit hat sich die Deutsche Bahn aus Kostengründen aus der Fläche zurückgezogen 

und die Städte, die sie nun in der mittleren und fernen Zukunft wieder anschließen will, vom Fernver-

kehrsnetz abgekoppelt. Den Streichungen fielen u.a. folgende InterRegio-Linien und Strecken zum 

Opfer: Rostock–Berlin–Chemnitz, Magdeburg–Potsdam–Berlin, Aachen–Krefeld–Duisburg, Hagen–

Siegen–Gießen (-Frankfurt), München–/Nürnberg–Schwandorf–Prag, Nürnberg–Dresden, Leipzig–

Plauen–Hof–Regensburg–München–Oberstdorf. 

Voraussetzung für „Deutschland im Takt“ ist ein entsprechender Ausbau der Schieneninfrastruktur. 

Das hat auch das vom BMVI in Auftrag gegebene Gutachten zur Realisierung des Deutschland-Taktes 

ergeben. In einer Antwort auf eine Anfrage der Grünen hat das BMVI mitgeteilt, dass die Ergebnisse 

der Machbarkeitsstudie Deutschland-Takt in der Bundesverkehrswegeplanung berücksichtigt und die 

dort vorgeschlagenen Infrastrukturmaßnahmen einer gesamtwirtschaftlichen Nutzen-Kosten-Analyse 

unterzogen werden sollen. Hierfür müssen die Fahrplanmodelle auf die neue Verkehrsprognose 2030 

aktualisiert werden.  

Mit den Erkenntnissen der Machbarkeitsstudie soll erstmals der Ansatz einer fahrplanbasierten 

Infrastrukturentwicklung geprüft und entsprechend dem Prüfungsergebnis für die Bundesverkehrswe-

geplanung umgesetzt werden. Dabei soll durch fokussierte Aus- und Neubaumaßnahmen eine best-

mögliche Lösung für Taktverkehre mit verkürzten Reisezeiten geschaffen werden, bei gleichzeitiger 

Auflösung der Engpässe im Güterverkehr.  

Auf den Güterverkehr muss sowohl bei der Umsetzung von „Deutschland im Takt“ als auch des 

Deutschland-Taktes ein besonderes Augenmerk gelegt werden. Wird der Deutschlandtakt auf der 

Basis der vorhandenen Infrastruktur umgesetzt, kann ein größerer Teil des Schienengüterverkehrs 

nicht abgefahren werden auf bestimmten Strecken teilweise von 15 bis zu 25 Prozent.  
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Verkehrspolitiker des Bundestages könnten sich vorstellen, 

die erforderlichen Baumaßnahmen in Angriff zu nehmen, 

wenn die Deutsche Bahn den Betrieb auf den Strecken auf 

Dauer garantiert. Aber ist das möglich und realistisch? 

Quelle: fotolia.com 

Warum soll unter unveränderten Bedingungen etwas wirtschaftlich werden, was in der Vergangen-

heit nicht wirtschaftlich war. Woher sollen die Fahrgäste kommen, aus dem SPNV? „Deutschland im 

Takt“ dürfte ohne Mitfinanzierung des IC-Angebotes durch die Bundesländer aus den Nahverkehrs-

mitteln kaum darstellbar sein, es sei denn, die Trassenpreise würden entsprechend den Vorschlägen 

des Netzwerkes und mofair gesenkt und auf die unmittelbaren Kosten des Zugbetriebs beschränkt 

werden. 

Was auf einigen Teilstrecken in Niedersachsen/Bremen und in Baden-Württemberg praktiziert wird, 

dürfte die Regel werden. Die Länder zahlen für den IC, damit Reisende ihn mit ihrem Nahverkehrs-

tickets nutzen können. Damit könnte die betriebswirtschaftliche Rentabilität erreicht werden. Aller-

dings ist sehr zweifelhaft, ob die erwartete Bestellung von IC-Leistungen rechtlich überhaupt möglich 

ist. Letztlich handelt es sich dabei um Direktvergaben von Eisenbahnverkehrsleistungen, die seit der 

Entscheidung des Bundesgerichtshofes von 2011 rechtswidrig sind.  

Die Verkehrsministerkonferenz hat sich am 16.04.2015 in Rostock deshalb von „Deutschland im Takt“ 

nicht sonderlich beeindrucken lassen, sondern will im Bundesrat erneut ein Gesetz zur Sicherung des 

Schienenfernverkehrsangebots einbringen. Nach dem Grundgesetz Artikel 87e Absatz 4 hat der Bund 

einen Gewährleistungsauftrag auch für den Eisenbahnpersonenfernverkehr und nicht nur für die 

Eisenbahninfrastuktur.  

Eine allgemeine Senkung der Trassenpreise durch weitgehende Finanzierung der Schienenwege direkt 

durch den Bund, analog dem Fernstraßennetz, wäre ein Weg, um das Betätigungsfeld für DB Fernver-

kehr ebenso wie für andere Anbieter auszuweiten und den Marktanteil des Schienenpersonenverkehrs 

zu vergrößern. Dann wäre auch die von DB Fernverkehr angestrebte Angebotsausweitung wirt-

schaftlich darstellbar, ohne dass Regionalisierungsmittel dafür eingesetzt werden müssten.  

 

Wettbewerbsbedingungen bei SPNV-Ausschreibungen 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie beabsichtigt, das Vergaberecht zu ändern, um DB 

Regio, die Nahverkehrstochter der Deutschen Bahn, im Wettbewerb vor ihren Konkurrenten zu schüt-

zen. Die Konkurrenten sollen verpflichtet werden können, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

von DB Regio zu den Arbeitsbedingungen zu übernehmen, die ihnen die Deutsche Bahn bisher ge-

währt hat. 

Der Wettbewerb auf der Schiene hat seit der Bahnreform zu erheblichen Verbesserungen im Schie-

nenpersonennahverkehr geführt. Vor allem die vom Bundesgerichtshof verfügte Pflicht zur Ausschrei-

bung von Verkehrsdienstleistungen hat erhebliche Effizienzgewinne gebracht. Im Ergebnis ist der 

Marktanteil von DB Regio gesunken, da der Wettbewerb aber auch Mehrverkehr gebracht hat, ist die 

absolute Verkehrsleistung der DB im SPNV aber relativ stabil geblieben. DB Regio führt diesen 

Marktanteilsrückgang vornehmlich auf Personalkostenunterschiede zu den Wettbewerbern zurück.  
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Abgesehen davon, dass die Deutsche Bahn die Personalkostenunterschiede bisher nicht belegen 

konnte, zeigen Ausschreibungen, z.B. im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR), dass DB Regio nur bei 

einer einzigen Vergabe die höchsten Lohnkosten aller Bieter gehabt hat und diese Vergabe dennoch 

für sich hat entscheiden können. Bei fünf von sechs letzten Verfahren des VRR hatte ein anderes 

Unternehmen als DB Regio die höchsten Lohnkosten. Der VRR kommt deshalb zu dem Ergebnis, dass 

die Aussage, dass man bei der Deutschen Bahn aufgrund höherer Verdienste der Belegschaft im 

Wettbewerb benachteiligt sei, aufgrund dieser Zahlen nicht zu halten ist.  

Den Wettbewerbsunternehmen geht es nicht darum, sich über geringere Löhne einen Vorteil ver-

schaffen zu wollen. Vielmehr ist die Pflicht zur Übernahme der intransparenten und bürokratisierten 

Vertragsverhältnisse des DB-Konzerns für andere Unternehmen unzumutbar. Selbstverständlich muss 

den berechtigten Anliegen der Arbeitnehmer im Falle eines Betreiberwechsels Rechnung getragen 

werden. Das aber ist heute schon auf vielfältige Weise sichergestellt. 

So haben die Länder Tariftreuegesetze erlassen, die einen Wettbewerb zu Lasten der Arbeitnehmer 

verhindern. Zudem zeigt sich in der Praxis, dass der Markt für Triebfahrzeugführer und Zugbegleiter 

sehr eng geworden ist. Deshalb muss für das Personal beim Betreiberwechsel oftmals mehr gezahlt 

werden als vorher vom Altbetreiber. Nicht zuletzt hat die Gewerkschaft der Lokführer mit dem 

Arbeitgeberverband MoVe und den großen wettbewerblichen Eisenbahnverkehrsunternehmen am 29. 

Juli 2014 einen Tarifvertrag für den Betreiberwechsel abgeschlossen. Die Tarifparteien dürften die 

Erfordernisse für die betroffenen Arbeitnehmer und Unternehmen zutreffender beurteilen und indivi-

dueller regeln können, als es jede gesetzliche Regelung zu leisten vermag. Wo bleibt der Tarifvertrag 

der EVG für den Betreiberwechsel? 

 

Vergabeverfahren  

Das Vergabeverfahren um die S-Bahn Berlin ist mit vielen, auch internationalen, Bewerbern gestartet. 

Dennoch haben sich alle außer der S-Bahn Berlin GmbH aus den unterschiedlichsten Gründen aus dem 

Vergabeverfahren zurückgezogen. Vor allem die Komplexität des Verfahrens und die hohen unerfüll-

baren Ansprüche an das Fahrzeugmaterial haben zu einem Rückzug der Bewerber geführt. Pressebe-

richten zu Folge scheint die S-Bahn Berlin GmbH nunmehr ein Angebot abgegeben zu haben, das 

preislich sehr deutlich über den Erwartungen des Auftraggebers liegt und deshalb im Haushalt des 

Landes nicht gegenfinanziert ist. Das erlaubt es, das Vergabeverfahren aufzuheben. 

Da die erforderlichen neuen Fahrzeuge von keinem Bewerber bis zum Beginn der Laufzeit des neuen 

Verkehrsvertrages hätten beschafft werden können, hat der Berliner Senat eine Direktvergabe der 

ausgeschriebenen Strecken an die S-Bahn Berlin GmbH für die Übergangszeit bis 2023 beschlossen. 

Damit gibt es auch genügend Zeit, eine Neuausschreibung bei getrennter Beschaffung von Fahr-

zeugen und Verkehrsdienstleistung zu starten. Der Berliner Senat sollte sich dringend sich beim Ver-

kehrsverbund Rhein-Ruhr schlau machen, welche Vorteile eine getrennte Ausschreibung von Fahr-

zeugen und Verkehrsdienstleistungen bringt und wie man so etwas managt.  

Der Zuschlag für die S-Bahn Nürnberg wurde National Express erteilt. Verschiedene örtlich verankerte 

und örtlich Verantwortung tragende Politiker und Gewerkschaftler haben die Erteilung des Zuschlages 

massiv kritisiert, anscheinend ohne die Rechtslage zu kennen oder sie beachten zu wollen.  

Eine sofortige Beschwerde von DB Regio hat zu der Entscheidung der Vergabekammer Bayern 

geführt, den Zuschlag an National Express zu verwerfen. National Express habe seine finanzielle 

Leistungsfähigkeit nach Auffassung der Vergabekammer Südbayern nicht im erforderlichen Maße in 

Bezug auf die formal vorzulegenden Erklärungen nachgewiesen.  
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Zu den von der DB Regio im Nachprüfungsverfahren angegriffenen zentralen inhaltlichen Punkten, 

wie die Prüfung der Angemessenheit des Angebotspreises, die Qualität des Angebots von National 

Express sowie die Auswahl von National Express als wirtschaftlichsten Anbieter, hatte die Vergabe-

kammer Südbayern in ihrem Beschluss bei der Auswertung der Bayerischen Eisenbahngesellschaft 

nichts zu beanstanden. Nach eingehender Analyse des von der Vergabekammer Südbayern veröffent-

lichten Beschlusses zum Vergabeverfahren um die S-Bahn Nürnberg hat die Bayerische Eisenbahn-

gesellschaft (BEG) beschlossen, Beschwerde gegen den Beschluss vor dem Oberlandesgericht Mün-

chen einzulegen. 

Der Rhein-Ruhr-Express (RRX) soll ab Ende 2018 schrittweise das Rheinland und Westfalen mit mo-

dernen Doppelstockzügen verbinden - schneller, pünktlicher und komfortabler als bisher. Der Betrieb 

der Linien ist mit einer Fahrleistung von rund 15 Millionen Kilometern pro Jahr einer der größten 

Nahverkehrsaufträge in Europa. Fest steht bisher, dass die 82 hochwertigen RRX-Züge für die künf-

tigen RRX-Linien durch Siemens gebaut und für den Zeitraum von 30 Jahren gewartet und instand 

gehalten werden. Das Unternehmen setzte sich mit dem wirtschaftlichsten Angebot im Wettbewerb 

gegen zwei Konkurrenten durch. 

Die Ausschreibung der Verkehrsdienstleistungen erfolgte aufgrund der Mittelstandsklausel des Verga-

berechts unterteilt in drei Lose. Die Bieter konnten sich um eines oder auch mehrere Lose bewerben. 

Der Zuschlag für zwei Lose soll National Express erteilt werden. Das dritte Los soll an Abellio gehen. 

DB Regio kommt nicht zum Zuge. Dafür macht sie die Politik verantwortlich. Heinrich Brüggemann in 

der Rheinischen Post vom 10.06.2015: „Politik wollte die Bahn-Jobs nicht retten“.2 DB Regio erhebt 

damit den Anspruch, das die Politik sich schützend vor das Unternehmen stellt, wenn es im Wettbe-

werb unterlegen ist. Den gleichen Vorwurf könnten auch Bauunternehmen erheben, die bei einer 

Ausschreibung der öffentlichen Hand unterlegen sind.  

Erstmals hat DB Regio bei der Ausschreibung des Elektronetzes Mittelsachsen auf die Abgabe eines 

Angebotes verzichtet. DB Regio missfällt, dass Aufgabenträger vermehrt Fahrzeuge und Instand-

haltung einerseits und den Betrieb der Strecken andererseits getrennt ausschreiben. Die Hersteller 

können dann nicht nur die Züge liefern, sondern auch die Wartung übernehmen, an der bislang die 

Bahn verdient hat. Damit versucht DB Regio die Aufgabenträger zu beeinflussen und das eigene 

Geschäftsmodell eines integrierten Angebotes von Fahrzeugen und Betrieb durchzusetzen.  

Nach dem Vergaberecht ist es unbestritten Sache des Aufgabenträgers zu entscheiden, was und wie 

er etwas beschaffen will. Der Markt wird entscheiden, welche Arbeitsteilung sich als vorteilhaft er-

weist. DB Regio hat in der Vergangenheit jedenfalls nicht immer garantieren können, dass es die 

Verfügbarkeit der Fahrzeuge über die Laufzeit eines Verkehrsvertrages - siehe S-Bahn Berlin – 

gewährleisten kann. Die Aufgabenträger wollen eine garantierte Fahrzeugverfügbarkeit während der 

gesamten Laufzeit des Vertrages bzw. der Lebensdauer der Fahrzeuge. Die Aufgabenträger handeln 

nach dem Motto: Gebranntes Kind scheut das Feuer. Wer kann es ihnen verdenken.  

 
 
 
 
 
 
 
                                                           
2 http://www.rp-online.de/wirtschaft/unternehmen/heinrich-brueggemann-politik-wollte-die-bahn-jobs-nicht-
retten-aid-1.5152663 
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Wir arbeiten dafür, 
dass es so aussieht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
… und nicht so! 
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